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1 weist die Volkswirt-
schaft der Republik Belarus eine außerordent-
lich positive Entwicklung auf, die in Teilen ge-
radezu phantastische Züge annimmt. Das Brut-
toinlandsprodukt (BIP) wächst nicht nur, es
wächst sogar immer schneller. Im Zeitraum Ja-
nuar bis Juli 1998 lag das BIP real um 12 vH
über dem der entsprechenden Vorjahresperiode
(1997: 10 vH) (Tabelle 1). Demnach hätte sich
das Land zu einem Wachstumsspitzenreiter so-
wohl in Europa als auch im Weltmaßstab ent-
wickelt.
Der Einzelhandelsumsatz lag in der Beobach-
tungsperiode um 41 vH über dem des entspre-
chenden Vorjahreszeitraumes. Setzt sich diese
Entwicklung im weiteren Verlauf dieses Jahres
fort, so würde dies bedeuten, daß der Einzel-
handelsumsatz in den letzten drei Jahren real
um über 120 vH zugenommen hat. Die Zu-
wachsrate bei Nahrungsmitteln betrug 32 vH,
bei dauerhaften Konsumgütern sogar über 50 vH.
Die (entgeltlichen) Dienstleistungen für private
Haushalte expandierten real um 15 vH. Insge-
samt müßte demnach der private Verbrauch real
um über ein Drittel zugenommen haben.
Die Entwicklung der Investitionstätigkeit
steht der Entwicklung des privaten Verbrauchs
kaum nach. Die reale Zuwachsrate betrug fast
30 vH (1997: 20 vH) (Tabelle 2). Auch hier ist
also eine Beschleunigung zu verzeichnen; die
realen Wachstumsraten der Investitionen lagen
in praktisch allen wirtschaftlichen Bereichen im
zweistelligen Bereich, bei den Investitionen in
der Bauwirtschaft sogar über 90 vH.
Da der Anteil der Staatsausgaben am BIP
kräftig gestiegen ist (Tabelle 9), scheint auch der
Staatsverbrauch zum Wachstum beigetragen zu
haben. Von den Lagerinvestitionen ist nach den
verfügbaren Informationen kein Wachstumsim-
puls ausgegangen. Das Leistungsbilanzdefizit
nahm weiter zu und entsprach in der Beobach-























































1 393 2 008
1 107 1 504
-7 -31
1 190 2 221
1 997 1 960
1 787 1 916


















































aJanuar bis Juli. — "Real. —
 cAuf Tonnen-Basis. — ^Januar bis Juni. —




















Quelle: Minstat (1997a: 169; 1998b).
Soweit nicht anders vermerkt, wurden die Zahlenan-
gaben dieses Berichts den Veröffentlichungen des
Ministeriums für Statistik der Republik Belarus ent-




















































































































































































Quelle: Minstat (1996: 159, 164 f.; 1997d: 162, 166; 1998b: 146, 151).
tungsperiode einem Anteil von deutlich über
10 vH des BIP.
Die Ermittlung des BIP über die Verwen-
dung der Einkommen ist in hohem Maße zwei-
felhaft. Die Erklärungslücke zwischen der ange-
gebenen BIP-Wachstumsrate von 12 vH und der
Summe der gewichteten Verwendungsaggrega-
te beträgt etwa 20 Prozentpunkte. Ein Grund
könnte darin bestehen, daß die offiziellen Daten
zur Entwicklung der Verbraucher- und Erzeu-
gerpreise die wahre Preisentwicklung nur unzu-
länglich wiedergeben und daher die aus den no-
minalen Zahlen errechnete reale Entwicklung
überzeichnet wird. Zu beachten ist, daß bei die-
sen Überlegungen die angegebene Wachstums-
rate des BIP immer noch als zutreffend unter-
stellt wird. Auch sie könnte aber zu hoch ausge-
wiesen sein, was allerdings aus den verfügbaren
Daten nicht eindeutig zu belegen ist.
II Sektorale Produktion
Die Entstehungsseite des BIP zeigt ein
Wachstum der industriellen Bruttoproduktion
(12,5 vH), das in etwa dem des BIP entspricht
(Tabelle 3). Die Produktion in den einzelnen In-
dustriezweigen entwickelte sich nahezu durch-
gängig mit zweistelligen Zuwachsraten in Grö-
ßenordnungen von etwa 10 bis 25 vH. Nur in
der Brennstoffindustrie und in der Elektrizitäts-
wirtschaft waren eine Stagnation bzw. ein
Rückgang zu verzeichnen.
Besonders zu erwähnen ist — auch wegen
ihres Anteils an den Ausfuhren — die Eisen-
und Stahlindustrie. Sie wies die höchste Wachs-
tumsrate auf (26 vH) und ist damit auch mittel-
fristig der Wachstumsspitzenreiter: Bei Fortset-
zung des derzeitigen Trends bis zum Ende des
Jahres 1998 würde das Wachstum der letzten
drei Jahre real mehr als 100 vH betragen haben.
Aus einer längerfristigen Perspektive ist auch
zu beachten, daß die Produktion in diesem Sek-
tor im ersten Halbjahr 1998 um mehr als 40 vH
über dem Niveau vom ersten Halbjahr 1990 lag.
Mehr als die Hälfte der Produktion der Eisen-
und Stahlindustrie ging in den Export und wie-
derum mehr als die Hälfte dieses Exports in die
Nicht-GUS-Länder.
Trotz der hohen Zuwachsraten bei den Brut-
toanlageinvestitionen kommen die Modernisie-
rung und der Neuaufbau des Kapitalstocks kaum












































































































Quelle: Minstat (1997d: 108 f.; 1998b: 30 f.).
erfolgt im wesentlichen aus den bestehenden
Kapazitäten und muß sich daher in absehbarer
Zeit erschöpfen.
Die Bauwirtschaft bleibt weiterhin von der
starken Zunahme des Wohnungsbaus (22 vH)
geprägt. Beibehalten wurde auch die Finanzie-
rung des Wohnungsbaus durch extrem billige
Kredite, deren Zinsen nur einen Bruchteil der
offiziell ausgewiesenen Inflationsrate (und
einen noch kleineren Teil der tatsächlichen
Inflationsrate) betragen, so daß es sich de facto
um Subventionen handelt. Ähnliches gilt für die
Landwirtschaft, wobei hier allerdings die billi-
gen Kredite nicht zu einer vergleichbaren Aus-
weitung der Produktion geführt haben. Generell
verlangt der Charakter solcher Kredite, sie als
quasi-fiskalische Ausgaben zu betrachten. Die
Entwicklung der Sektoren Transport und Kom-
munikation blieb nur wenig hinter dem durch-
schnittlichen Wachstum des BIP zurück. Auf-
fallend ist der extreme Rückgang des Güter-
transports auf dem Luftwege (-87 vH); auch
der Personentransport auf dem Luftweg nahm
ab (-15 vH).
III Preise
Die Preisentwicklung (Tabelle 4) war im Beob-
achtungszeitraum zum einen von einer Vorgabe
des Präsidenten geprägt, derzufolge der Preisan-
stieg für Verbrauchsgüter eine Monatsrate von
2 vH (das entspricht auf Jahresbasis etwa 27 vH)
nicht übersteigen dürfe. Zum anderen nahmen
aber die Nominaleinkommen der Bevölkerung
um über 75 vH zu. Die Kluft zwischen der Ent-
wicklung der Nominaleinkommen und der an-
gestrebten Obergrenze des Preisanstiegs führte
in Verbindung mit der Befürchtung einer weite-
ren Abwertung des weißrussischen Rubels zu
Rationierungen auf den Märkten für Ver-
brauchsgüter, zu Panikkäufen und zu einer zu-
rückgestauten Inflation. In dem Maße wie es
den staatlichen Instanzen gelang, die geplante
Preissteigerungsrate einzuhalten, wurden die
entsprechenden (billigen) Güter gehortet bzw.
exportiert, und zwar vornehmlich nach Ruß-
land. Von politischer Seite wurde an die Bevöl-
kerung appelliert, Panikkäufe zu unterlassen. In
verschiedenen Regionen wurden Lebensmittel
rationiert. Entsprechende Maßnahmen griffen
im Jahresverlauf immer weiter um sich. Im Sep-
tember 1998 wurden durch einen Präsidialerlaß
generelle Mengenbeschränkungen für Käufe
von Grundnahrungsmitteln und anderen Gütern
des Massenkonsums eingeführt. Zur Verhinde-
rung unkontrollierter Exporte in die Russische
Föderation wurde die Beschlagnahme sowohl
der entsprechenden Güter als auch der verwen-
deten Kraftfahrzeuge angeordnet. Der Verkauf


























































































































Quelle: Minstat (1996: 193,217; 1997d: 205, 229; 1998b: 187,211).
vollen Ausbruch der Panik an der Monatswende
von August zu September um 50 vH.
2 Bereits
gegen Ende Mai 1998 wurden in einer Reihe
von Regionen die Preise von Importgütern frei-
gegeben, vor allem um dem Ansturm auf
Lebensmittel zu begegnen.
Im bisherigen Verlauf des Jahres 1998 betrug
der Preisanstieg bei Verbrauchsgütern fast das
Doppelte der präsidialen Vorgabe. Auf Jahres-
basis entsprach der Preisanstieg einer Rate von
knapp 50 vH. Die Erzeugerpreise stiegen unge-
fähr im gleichen Umfang. Die Preisentwicklung
dürfte durch die im August und September de
facto (auf dem freien Markt) erfolgte Abwer-
tung des weißrussischen Rubels auf nur mehr
ein Viertel bis ein Fünftel des Niveaus vom
Frühsommer 1998 einen Schub erhalten, der
dreistellige jährliche Raten bedeuten wird. Dar-
an zeigt sich auch, daß die Erwartungen bzw.
Befürchtungen der Bevölkerung nur allzu be-
rechtigt waren. Mehr noch als das Tempo der
Preissteigerungen dürfte sich die Unsicherheit
über die künftige Preisentwicklung auf die Pro-
duktion schädlich auswirken. Wichtige Liefer-
beziehungen sind zum gegenwärtigen Zeitpunkt
unterbrochen.
IV Arbeitsmarkt
Die Zahl der Beschäftigten lag Ende Juli 1998
um 1,7 vH über dem Wert zum entsprechenden
Zeitpunkt des Vorjahres (Tabelle 5). Die Ar-
beitslosenquote ging bis Juli 1998 auf 2,3 vH
(Juli 1997: 3,3 vH) zurück. Folgt man der amt-
lichen Statistik, herrscht Vollbeschäftigung.





1996 1997 Juli 1997 Juli 1998
4 364,8 4 369,9 4 173,6 4 243.5
182,5 126,2 151,1 103,4
3,9 2,8 3,3 2,3
15,8 29,4 33,4 48,9
Dieser Wert bezieht sich auf Januar bis Juli 1998 im
Vergleich zur entsprechenden Vorjahresperiode.
Quelle: Minstat (1998a: 110; 1998b: 63); Arbeitsunterla-
gen der Institute.
Die Beschäftigungsentwicklung wurde durch
eine höhere Kapazitätsauslastung und weitere
Strukturanpassungen bestimmt. Bereits in den
Vorjahren vollzogen sich Strukturveränderun-
gen zugunsten des tertiären Bereichs, insbeson-
dere des Bankgewerbes, des Handels und des
Gaststättengewerbes, des Gesundheitswesens,
des Wohnungswesens und der kommunalen
Dienstleistungen (Tabelle 6). Auch in den
ersten sieben Monaten von 1998 nahm die Be-
schäftigung vor allem im tertiären Sektor zu.
Auffallend ist hier die Zunahme der Beschäfti-






























































































aDurchschnitt. — brjje Beschäftigtenstruktur basiert auf der Summe der Sektoren. —
 cAufgrund unterschiedlicher statisti-
scher Erfassungen übersteigt die Summe der Sektoren die ausgewiesene Gesamtsumme. In den einzelnen Sektoren wird in
der monatlichen Statistik vom nominellen Personalbestand, einschließlich der Saisonkräfte und ohne Berücksichtigung
zeitweiliger Abwesenheit, ausgegangen.
Quelle: Minstat (1998b: 59 ff.); Arbeitsunterlagen der Institute.
im Bildungswesen. Ein zahlenmäßig hoher Per-
sonalzuwachs war auch im Baugewerbe und in
der Industrie zu beobachten, nachdem in den
Vorjahren in diesen beiden Sektoren ein erheb-
licher Rückgang des Personalbestandes ver-
zeichnet wurde.
Zu den Sektoren, die weiterhin einen Perso-
nalabbau auswiesen, gehören die Landwirt-
schaft, der Großhandel und der wissenschaftli-
che Bereich. Ein Grund für den Rückgang der
Beschäftigung in der Landwirtschaft dürfte das
seit Jahren vergleichsweise sehr niedrige Lohn-
niveau sein. Hinzu kommen gegenwärtig hohe
Lohnrückstände in zwei Dritteln der staatlichen
und genossenschaftlichen Landwirtschaftsbe-
triebe, obwohl der Agrarsektor einer der Haupt-
empfänger gelenkter Kredite ist. Zur Sicherung
des Personalbestandes in der Landwirtschaft
gibt es in der Präsidialadministration Überle-
gungen, die Migration der ländlichen Bevölke-
rung administrativ weiter einzuschränken und
die Arbeitsaufnahme in den Städten nur mit Ge-
nehmigung der örtlichen Administration des
bisherigen Arbeitsortes zu erlauben (Izvestija
vom 28. August 1998). An eine Reform der
Landwirtschaft wird hingegen nicht gedacht.
Die Zahl der offiziell registrierten Arbeitslo-
sen sank in den ersten sieben Monaten des Jah-
res 1998 um 22 800 auf 103 400 Personen (ge-
genüber Juli 1997: -47 800 Personen). Die sta-
tistisch ausgewiesene Besserung auf dem Ar-
beitsmarkt drückt sich auch in einer Zunahme
der den Arbeitsämtern gemeldeten offenen Stel-
len aus. Sie nahmen gegenüber Juli 1997 um
47 vH auf 48 900 im Juli 1998 zu. Im gleichen
Monat entfielen auf eine offene Stelle zwei Ar-
beitslose, während es ein Jahr zuvor noch fünf
Arbeitslose gewesen waren. In den ersten sie-
ben Monaten von 1998 wurden von den Ar-
beitsämtern 95 500 Arbeitslose (38,7 vH der re-gistrierten Arbeitslosen) vermittelt. Von den
Arbeitslosen wurden im Juli 6 vH zur „gesell-
schaftlichen Arbeit" herangezogen, 18 vH nah-
men an Weiterbildungsmaßnahmen teil. Ar-
beitslosenunterstützung erhielten lediglich
42 vH der registrierten Arbeitslosen. Die durch-
schnittliche Arbeitslosenunterstützung betrug
zudem nur ein Fünftel der offiziellen Armuts-
grenze. Die Anreize, sich arbeitslos zu melden,
sind somit gering, so daß die offiziellen Ar-
beitslosenzahlen das tatsächliche Ausmaß des
Problems vermutlich unterzeichnen.Neben der
registrierten Arbeitslosigkeit verminderten sich
im ersten Halbjahr 1998 gegenüber der
entsprechenden Vorjahresperiode auch die
betriebsbedingte Teilzeitarbeit (^0 vH) und
der Umfang des von den Betriebsleitungen an-
geordneten Zwangsurlaubs (-35,4 vH) (Minstat
1998a: 108). Von diesen Formen der verdeck-
ten Arbeitslosigkeit waren vor allem die Indu-
strieunternehmen betroffen. Auf sie entfielen
76 vH der Teilzeitarbeit und 80 vH des ange-
ordneten Zwangsurlaubs, beim Baugewerbe
waren es 15 vH bzw. 14 vH. Von den im
Zwangsurlaub befindlichen Personen erhielten
39 vH keinerlei Entgelt. Auf die durchschnitt-
liche Arbeitszeit umgerechnet entsprachen die
Teilzeitarbeit und der angeordnete Zwangsur-
laub im ersten Halbjahr einem Volumen von




Die nominalen Geldeinkommen pro Kopf stie-
gen im ersten Halbjahr 1998 im Vergleich zum
Vorjahreszeitraum um 76 vH, die Löhne um
97,9 vH. Unter Berücksichtigung der offiziellen
Inflationsrate ergibt sich ein realer Zuwachs der
Geldeinkommen in Höhe von 21 vH (Minstat
1998a: 113). Die Realeinkommen stiegen somit
fast doppelt so schnell wie das BIP.
3 Wegen
umfangreicher administrativer Eingriffe in die
Preisbildung der Märkte dürfte die tatsächliche
Inflationsrate jedoch deutlich über der stati-
stisch ausgewiesenen liegen. Daher muß der
statistische Realeinkommenszuwachs nicht
einem gleich hohen Anstieg der Kaufkraft ent-
sprechen. Die Folgen der administrativen
Marktlenkung zeigen sich in einer defizitären
Versorgungslage, die in einigen Regionen des
Landes zur Rationierung des Verkaufs von
Grundnahrungsmitteln führte.
Hinter dem starken Anstieg der realen Geld-
einkommen steht vor allem eine Steigerung der
Reallöhne (36,8 vH) und der realen Durch-
schnittsrenten (38,2 vH). Die Steigerung der
Löhne und Renten führte in der Struktur der
Geldeinkommen der privaten Haushalte gegen-
über dem Vorjahr zu einer Verschiebung zu
Gunsten der Löhne. Dagegen verminderte sich
der Anteil der Einkommen aus selbständiger
Tätigkeit, aus Vermögen sowie aus sonstigen
Quellen (Tabelle 7). Dies war auch Folge einer
seit 1995 zunehmenden Behinderung privat-
wirtschaftlicher Aktivitäten und vielfältiger
Eingriffe in die Preisbildung, die die Rentabili-
tät der Unternehmen senkten und damit letztlich
auch den Zuwachs der Einkommen aus selb-
ständiger Tätigkeit beschränkten.
In der Verwendungsstruktur der Geldein-
kommen stieg der Anteil der Konsumausgaben
auf 81 vH (1. Halbjahr 1997: 73,5 vH). Die
Einlagen (in Rubel und Devisen) bei den Ban-
ken erhöhten sich in den ersten sechs Monaten
1998 real um etwa 10 vH, obwohl die Einlagen-
zinssätze nicht einmal die offizielle Inflations-
rate abdeckten. Die Summe der Einlagen in De-
visen betrug Ende Juni 1998 etwas mehr als
151 Mill. Dollar (Minstat 1998a: 119). Nach
weißrussischen Schätzungen befinden sich aber
in den Händen der Bevölkerung mehr als
2 Mrd. Dollar; auf einen ähnlichen Betrag wer-
den die im Ausland befindlichen Devisenbe-
stände der privaten Haushalte geschätzt (Minis-
terstvo ekonomiki und NIEI 1998: 3). Treffen
diese Schätzungen zu, so beträgt das in Devisen
gehaltene Vermögen das 8- bis lOfache der Ein-
lagen der privaten Haushalte auf Konten bei
Die Einkommenspolitik der weißrussischen Regie-
rung zielte ursprünglich nur auf einen Zuwachs der




Einkommen aus Unternehmertätigkeit und
Vermögen, sonstige Einkommen
darunter: Einkommen aus Vermögen
Verwendung der Geldeinkommen








































Quelle: Minstat (1997a: 57; 1997b: 117; 1998a: 119).
Banken und Sparkassen.
4 Da die Konsumaus-
gaben real stärker stiegen als die Ersparnisse,
sank die Sparquote auf weniger als die Hälfte
des Wertes der Vorjahresperiode. Es ist zu ver-
muten, daß — ähnlich wie in Rußland — ein
Teil der Ersparnis Umlaufmittel darstellt, die
von privaten Unternehmen genutzt werden, und
die Sparquote in den Vorjahren zu hoch ausge-
wiesen wurde (DIW et al. 1997b).
Die Differenzierung der Pro-Kopf-Einkom-
men ist im ersten Halbjahr 1998 im Vergleich
zum Vorjahreszeitraum, gemessen an der Rela-
tion zwischen den Anteilen des obersten und
des untersten Einkommensquintiis, vom 3,7fa-
chen auf das 4,2fache gestiegen. Auch die Dif-
ferenzierung der Durchschnittslöhne zwischen
den Branchen und Sektoren hat leicht zugenom-
men. Überdurchschnittliche Lohnzuwächse wur-
den vor allem in der staatlichen Verwaltung, im
Bank- und Baugewerbe sowie in der Land-
wirtschaft erzielt. Dagegen blieben die Lohnzu-
wächse in den vom Staatshaushalt finanzierten
und direkt durch den Staat regulierten Sektoren
Gesundheits-, Bildungs- und Sozialwesen, Kul-
tur und Kunst sowie in der Forstwirtschaft unter
dem Durchschnitt. Die höchsten Löhne wurden
im Bankgewerbe, in der staatlichen Verwaltung
und im Baugewerbe gezahlt, die niedrigsten in
der Landwirtschaft und in den haushaltsfinan-
zierten Sektoren (Tabelle 8).
Bei dieser Schätzung wurde die Summe der von den
privaten Haushalten gehaltenen Devisenbestände mit
dem durchschnittlichen offiziellen Kurs des Monats
Juni 1998 in weißrussische Rubel umgerechnet und
der Summe des auf Konten bei weißrussischen Ban-
ken und Sparkassen gehaltenen Geldvermögens ge-
genübergestellt.
Auch in Belarus traten verzögerte Lohnaus-
zahlungen auf, allerdings in wesentlich geringe-
rem Maße als in Rußland. Sie sind auch kein
gesamtwirtschaftliches, sondern „ein spezielles
Problem der Landwirtschaft, auf die fast 80 vH
der Lohnrückstände entfielen. In Industrieunter-
nehmen wurden etwa 9 vH der Rückstände ver-
zeichnet. Die im Juli vorhandenen Lohnrück-
stände entstanden zu 77 vH im Vormonat und
entsprachen etwa einem Sechstel der Monats-
lohnsumme.
Ungeachtet des realen Zuwachses der monat-
lichen Durchschnittsrente von 39 vH in den er-
sten sieben Monaten 1998 im Vergleich zur
Vorjahresperiode blieb das Niveau der Renten
unverändert ein erstrangiges soziales Problem.
Die Durchschnittsrente lag nur minimal über
der offiziellen Armutsgrenze dieser sozialen
Gruppe. Die Relation der Durchschnittsrente
zum Durchschnittslohn (39 vH) veränderte sich
nicht.
Der Mindestlohn lag im ersten Halbjahr 1998
wie im Vorjahr bei nur 16 vH der Armutsgren-
ze. Der unter Einbeziehung von Zuschlägen be-
rechnete Grundlohn im Geltungsbereich des
„Einheitlichen Tarifsystems", dem staatlich ver-
bindlichen Entlohnungssystem der haushaltsfi-
nanzierten Bereiche, entsprach 42 vH der Ar-
mutsgrenze. Der volkswirtschaftliche Durch-
schnittslohn erreichte 229 vH dieser Kennzahl.
Der Anteil der in Armut lebenden Bevölke-
rung hat sich im ersten Quartal 1998 verringert,
blieb aber mit 28,3 vH immer noch sehr hoch
(1. Quartal 1997: 32,7 vH). Von der Armut sind
besonders Familien mit Kindern und Alleiner-10



















Durchschnittslöhne (1. Halbjahr 1998)
1000 Rubel in vH zur Vor-
jahresperiode
Struktur der Löhne
1996 1997 1. Halbjahr
1998
3 638,9 197,9 100,0 100,0 100
3 870,2 195,3 106,2 107,1 106
4 472,3 201,0 112,7 121,0 123
2 152,8 217,6 62,5 57,5 59
3 032,4 183,9 90,7 88,6 83
3 990,9 191,8 120,7 115,9 110
3 735,3 196,7 111,5 101,9 103
4 604,8 204,1 121,6 131,7 127
3 178,1 191,8 88,3 86,5 87
2 885,7 168,2 92,2 86,0 79
1 946,4 173,1 57,2 55,6 53
3 019,0 . 183,7 83,8 82,0 83
2 568,7 177,7 73,7 70,1 71
2 451,7 176,3 70,9 69,7 67
4 111,8 194,2 111,7 115,8 113
7 252,2 207,5 190,5 204,0 199
5 156,8 210,0 141,8 142,7 142
Quelle: Minstat (1997d; 1998a: 116); Arbeitsunterlagen und Berechnungen der Institute.
ziehende betroffen. Die soziale Unterstützung
erfolgt weiterhin nach der Zugehörigkeit zu be-
zugsberechtigten sozialen Gruppen und nicht
nach der tatsächlichen wirtschaftlichen Situa-
tion der Betroffenen. Eine Unterstützung erhiel-
ten nur etwa 37 vH der unter der offiziellen Ar-
mutsgrenze lebenden Bevölkerung {Belorusska-
ja gazeta vom 13. Juli 1998).
Das allgemein niedrige Einkommensniveau
zwingt die Mehrzahl der Haushalte zur Eigen-
versorgung. Schon Anfang 1997 bewirtschafte-
ten 68 vH der Haushalte (50 vH der städtischen
und 98 vH der ländlichen Haushalte) eine land-
wirtschaftliche Fläche, deren Produkte zu 95 vH
von den Haushalten selbst verbraucht wurden
{Belorusskij rynok Nr. 28 aus 1997).
Die wirtschaftliche Lage der privaten Haus-
halte wird sich in den nächsten Monaten wohl
kaum verbessern. Der mit dem Verfall des
weißrussischen Rubels einhergehende Druck
auf die Preise sowie das durch Horten und feh-
lende Produktionsanreize verknappte Warenan-
gebot treffen vor allem die armen Bevölke-
rungsschichten. Hinzu kommt, daß die Ernte
dieses Jahres schlecht ausfiel. Schließlich ver-
stärkt sich offensichtlich wegen der bestehen-
den Preisdifferenzen der illegale Export von
Konsumgütern nach Rußland.
VI Öffentliche Haushalte
Den öffentlichen Haushalten kommt nach wie
vor nur eine geringe Aussagekraft über den tat-
sächlichen Umfang der staatlichen Aktivitäten
zu. Eine Unterordnung des Bankensektors unter
finanzpolitische Ansprüche ermöglicht weitrei-
chende quasi-fiskalische Aktivitäten, die nicht
auf der Ausgabenseite des öffentlichen Haus-
halts erfaßt werden. Zu den facettenreichen
quasi-fiskalischen Aktivitäten gehört vor allem
die präferentielle Kreditvergabe an bestimmte
Branchen, die eine besondere Form der implizi-
ten Subventionierung einzelner Akteure dar-
stellt, ohne budgetwirksam zu werden.-' Das
Ausmaß dieser quasi-fiskalischen Aktivitäten
ist aufgrund einer hohen Intransparenz der Fi-
nanzströme kaum zu quantifizieren. Würde die
Zum Teil werden auch Preisregulierungen zu den
quasi-fiskalischen Aktivitäten gerechnet (Mackenzie
und Stella 1996).11



































































































































1994 1995 | 1996



































































































































































































Quelle: Minstat (1997a: 175 ff.; 1997c: 81 ff.); eigene Berechnungen.12
Zinsersparnis des Unternehmenssektors ord-
nungsgemäß als Staatsausgabe verbucht, so läge
das Defizit des Staatshaushalts nicht bei 1,4 vH
des BIP (Tabelle 9), sondern nach vorsichtigen
Schätzungen bei knapp 5 vH.
Beginnend mit dem Haushaltsjahr 1998 wer-
den im konsolidierten Haushalt nicht nur die
Einnahmen und Ausgaben des Staatshaushalts
und die Haushalte der nachgeordneten Gebiets-
körperschaften, sondern auch die Einnahmen
und Ausgaben der außerbudgetären Fonds, je-
doch ohne den Sozialversicherungsfonds, er-
faßt. Damit ergibt sich ein methodischer Bruch
zu den Vorjahren. Indes werden weder auf der
Einnahmen- noch auf der Ausgabenseite die
Aktivitäten dieser Fonds gesondert ausgewie-
sen; die Intransparenz hat sich durch den höhe-
ren Aggregationsgrad verschärft. Angaben des
Finanzministeriums zufolge lagen die Ausgaben
der außerbudgetären Fonds im Zeitraum Januar
bis Juni 1998 bei 6,5 vH des BIP. Setzt man die
Ausgeglichenheit dieser auf der Grundlage des
Umlagesystems operierenden Fonds voraus, so
haben sich die Einnahmen des um die außer-
budgetären Fonds bereinigten öffentlichen
Haushalts weiter erhöht (1997: 32,1 vH des
BIP; Januar bis Juni 1998: 35,5 vH). Getragen
wurde diese Entwicklung von einem Anstieg
des Aufkommens aus der Mehrwertsteuer, den
Akzisen und der Einkommensteuer. Die Ein-
nahmen aus der Gewinnsteuer waren dagegen
— trotz des ausgewiesenen Wachstums —
rückläufig. Erklärungen für diese Entwicklung
bieten Steuervergünstigungen, die dem staatli-
chen Unternehmenssektor eingeräumt wurden.
Zudem bewegten sich generell auch im ersten
Halbjahr 1998 zahlreiche Betriebe — trotz der
großzügigen Vergabe präferentieller Kredite —
in der Verlustzone (Minstat 1998a: 99).
Die Ausgaben stiegen im ersten Halbjahr
1998 deutlich langsamer als die Einnahmen. Es
zeigt sich, daß die vorhandenen Mittel vor al-
lem zur Finanzierung der Volkswirtschaft —
und damit zur Subventionierung — sowie für
die soziale Sicherung ausgegeben wurden. Ins-
gesamt weicht die Ausgabenstruktur von den
Haushaltsplanungen für 1998 deutlich ab, de-
nen zufolge ein Rückgang der Subventionen
und Sozialausgaben zu erwarten gewesen wäre
(DIW et al. 1998).
VII Geldpolitik
Die weißrussische Geldpolitik trägt zu einer Rei-
he gravierender wirtschaftlicher Fehlentwick-
lungen bei. Sie wird direkt zur administrativen
Lenkung von Ressourcen in bevorzugte Wirt-
schaftsbereiche benutzt und verzerrt insofern
die Ressourcenallokation. Darüber hinaus wird
die Geldpolitik in großem Umfang für quasi-fis-
kalische Aktivitäten eingesetzt. Dadurch facht
sie die Inflation an, statt zu einer Stabilisierung
des Geldwertes beizutragen. Die Regierung ver-
sucht, die destabilisierenden Auswirkungen die-
ser Politik durch zunehmende administrative
Preiskontrollen abzumildern. Dadurch verur-
sacht sie wachsende Engpässe bei von Preis-
kontrollen betroffenen Konsumgütern.
Gemessen an der Entwicklung der Zinssätze
blieb die Geldpolitik im ersten Halbjahr 1998
expansiv ausgerichtet. Die Zentralbank hob
zwar im Februar — wohl in Reaktion auf eine
gleichgerichtete russische Maßnahme — den
offiziellen Refinanzierungszinssatz vorüberge-
hend von 40 auf 50 % an. Damit überstieg er
zwar kurzzeitig die offiziell ausgewiesene Infla-
tionsrate (Schaubild 1). Jedoch wurde dieser
Zinsschritt bereits im zweiten Quartal wieder
zurückgenommen, so daß der Zinssatz wieder
unter die Inflationsrate sank.
Zudem ist der offizielle Refinanzierungszins-
satz ökonomisch von untergeordneter Bedeu-
tung. Vielmehr werden die Kredite an Ge-
schäftsbanken überwiegend zu stark ermäßigten
Zinsen gewährt. Der durchschnittliche Zinssatz,
zu dem sich die Banken bei der Zentralbank re-
finanzieren können, lag im Mai 1998 nur knapp
über 10 % und war damit wie schon seit Mitte
1996 deutlich negativ. Das Gleiche gilt für den
Zinssatz, zu dem die Geschäftsbanken die ver-
billigten Kredite an die Wirtschaft weiterrei-
chen dürfen. Dieser ist auf ein bis drei Prozent-
punkte über dem Satz begrenzt, zu dem sie die13









aNominalzinssätze wurden mit der Änderung des Verbraucherpreisindex in den jeweils zurückliegenden zwölf Mo-
nate deflationiert. — bDer Wert des realen russischen Refinanzierungssatzes für Mitte 1998 wurde nicht ausge-
wiesen, da dieser weit über 100 vH lag.
Quelle: RECEP (1998); Tacis (1998b); eigene Berechnungen.
Kredite von der Zentralbank erhalten. Entspre-
chend blieb auch der durchschnittliche Zinssatz
für Kredite der Geschäftsbanken an die Wirt-
schaft hinter der Inflationsrate zurück.
Die seit August 1998 andauernde Wirt-
schafts- und Währungskrise in Rußland führte
trotz der engen Verflechtung der beiden Volks-
wirtschaften nicht zu einer weniger expansiven
Geldpolitik. Im Gegenteil reduzierte die weiß-
russische Zentralbank ihren Refinanzierungs-
zinssatz Anfang August noch einmal leicht auf
38 vH, obwohl mit dem russischen Rubel auch
die weißrussische Währung erheblich unter
Druck geraten war.
Insgesamt wurde damit wie schon seit 1996
die Geldmengenentwicklung auch im Jahr 1998
von den stark subventionierten Zentralbankkre-
diten an ausgewählte staatlich kontrollierte Ge-
schäftsbanken geprägt. Diese Kredite sind mit
der Auflage verbunden, sie zu ebenfalls stark
ermäßigten Zinsen an ausgewählte Wirtschafts-
bereiche weiterzureichen. Während die Kredite
bis Mitte 1997 fast ausschließlich an die Land-
wirtschaft und in den privaten Wohnungsbau
flössen, kam ab der zweiten Hälfte 1997 auch
die Nahrungsmittelindustrie hinzu. Bereits im
Mai 1998 wurde der für das Gesamtjahr ur-
sprünglich vorgegebene Rahmen für zentrali-
sierte Kredite um 50 vH überschritten, haupt-
sächlich aufgrund außerplanmäßiger Kredite an
die Nahrungsmittelindustrie.
6 Diese Kredite
wurden offenbar als notwendig erachtet, nach-
dem sich die Finanzprobleme in diesem Indu-
striezweig aufgrund der verschärften Preiskon-
trollen bei Nahrungsmitteln im ersten Quartal
1998 im Vergleich zum entsprechenden Vorjah-
reszeitraum drastisch verschärft hatten. Die ge-
genwärtige Politik erzeugt einen Kreislauf aus
zunehmenden Preiskontrollen, die den Ruf nach
zusätzlichen subventionierten Krediten nach
sich ziehen, die wiederum den Inflationsdruck
erhöhen, was dann erneut zum Anlaß für ver-
schärfte Preiskontrollen genommen wird.
Die erweiterte Geldmenge (M3) expandierte
in der ersten Hälfte 1998 langsamer als im Ver-
Bis in das zweite Quartal 1997 hinein lag der Anteil
der Industrie am Bestand der gelenkten Kredite stets
zwischen 5 und 6,5 vH. Danach stieg er rasch an und
erreichte Ende 1997 über 40 vH. Für 1998 hatte die
Zentralbank ursprünglich keine gelenkten Kredite an
die Industrie eingeplant. Dennoch waren bis Mai 45
vH der neu ausgezahlten gelenkten Kredite an die
Nahrungsmittelindustrie geflossen.14
gleichszeitraum des Vorjahres. Die Geldbasis
wuchs mit unveränderter Rate (Tabelle 10). Das
Wachstum der inländischen Kredite in weißrus-
sischen Rubeln beschleunigte sich jedoch in der
ersten Hälfte 1998 deutlich auf 150 vH (nach
135 vH für das Gesamtjahr 1997). Im Gegen-
satz dazu gingen die Netto-Devisenreserven im
ersten Quartal 1998 geradezu dramatisch zu-
rück und erholten sich auch im weiteren Ver-
lauf des Jahres nicht. Die Zentralbank verfügt
seitdem praktisch nur noch über inländische
Aktiva (Tabelle 11). Im Zuge der Währungskri-
sen im März und ab August des Jahres 1998
wurden die Reserven in konvertiblen Währun-
gen netto sogar negativ. Die Zentralbankforde-
rungen an die Regierung gingen, als Anteil an
der Geldbasis gemessen, im ersten Halbjahr
1998 — wie schon 1997 — weiter zurück. Im
Gegenzug stieg der Anteil der Forderungen an
Geschäftsbanken weiter deutlich an. Hinter die-
ser Verschiebung steht aber lediglich eine Ver-
lagerung hin zu quasi-fiskalischen Aktivitäten,
da die Kredite an das Bankensystem größten-
teils an die Subventionierung ausgewählter
Wirtschaftszweige zweckgebunden sind.
• In der Zusammensetzung der erweiterten
Geldmenge M3 hat sich der Trend, wonach
Bankeinlagen in heimischer Währung zuneh-
mend an Gewicht gewinnen, fortgesetzt. Im Ge-
gensatz dazu hat der Anteil der Fremdwäh-
rungskonten abgenommen (Tabelle 12). Dies
reflektiert jedoch keineswegs gestiegenes Ver-
trauen in den weißrussischen Rubel. Vielmehr
werden Devisenbestände zunehmend in bar
oder auf ausländischen Konten gehalten.









































Quelle: Tacis (1998b); eigene Berechnungen.











aDie Differenz zwischen den Anteilen der drei s




































































































Eine mit der Wechselkurspolitik inkompatible
Geldpolitik hatte bereits im März 1998 zu einer
Währungskrise geführt (DIW et al. 1998). Als
Reaktion auf die Krise verschärfte die weißrus-
sische Regierung die Devisenkontrollen. Sie
fror Devisenkonten von Ausländern zeitweilig
ein, griff stärker als zuvor in die Kursbildung
der Wechselstuben ein und hielt an ihrem Sy-
stem multipler Wechselkurse fest. Da auch die
bereits 1997 eingeführten Beschränkungen wei-
terhin in Kraft sind, nahmen die Ungleichge-
wichte am Devisenmarkt weiter zu, und das
Transaktionsvolumen ging immer weiter zu-
rück. Exporteure müssen grundsätzlich 30 vH
ihrer Fremdwährungseinnahmen an die Zentral-
bank zu einem von der Bank festgesetzten offi-
ziellen Wechselkurs verkaufen.
7 Diesen Kurs
hat die Zentralbank im Verlauf des ersten Halb-
jahres 1998 um 18 vH gegenüber dem Dollar
und um 11 vH gegenüber dem russischen Rubel
abgewertet (Schaubild 2). Zur Jahresmitte lag
der Kurs zum Dollar bei 37 400 Rubel. Seit
Januar 1998 kauft die Zentralbank über die
dreißigprozentige Ablieferungspflicht hinaus
auch Devisen an der Minsker Devisenbörse zu
einem Kurs, der deutlich über dem offiziellen
Kurs liegt.
Der tatsächliche Wert des weißrussischen
Rubels ließ sich bis März 1998 am ehesten an
den freien Kursen ablesen, die an der Moskauer
Börse erzielt wurden. Nachdem der Handel in
Moskau infolge der Währungskrise vom März
Es bestehen allerdings zahlreiche Ausnahmeregelun-
gen, so daß in der Praxis ein geringerer Teil der ge-
samten Exporterlöse zu diesem Kurs an die Zentral-
bank abgeführt wird.
1998 ausgesetzt wurde, fehlt dieser Referenz-
punkt. Einige ausländische Banken veröffentli-
chen aber weiterhin Kurse des weißrussischen
Rubels. Zur Jahresmitte wurde der Rubel bei-
spielsweise in Lettland zu einem Dollar-Kurs
von etwa 68 000 Rubel, d.h. um etwa 80 vH
über dem offiziellen Minsker Kurs gehandelt
(Rietumu Banka 1998). Dies entspricht einer
nominalen Abwertung des freien Kurses von
40 vH seit Jahresbeginn. Ähnlich groß war die
Abwertung gegenüber dem russischen Rubel
(Schaubild 2).
Im Zuge der schweren Finanzkrise in Ruß-
land seit August 1998 verlor auch die weißrus-
sische Währung weiter dramatisch an Wert. Der
offizielle Kurs wurde bis Ende September um
weitere 30 vH auf 53 400 Rubel pro Dollar ab-
gewertet. Die Lücke zwischen dem offiziellen
Wechselkurs und dem Marktkurs vergrößerte
sich nochmals erheblich. Der freie Dollar-Kurs
im Ausland fiel zeitweilig bis auf 300 000 Ru-
bel. In der Folge unterlag der Kurs starken
Schwankungen, und der Handel wurde auch im
Ausland wiederholt eingestellt. Ende September
wurde der Rubel im Ausland zu einem Dollar-
Kurs von etwa 190 000 Rubel gehandelt. Eine
Vereinbarung mit dem Internationalen Wäh-
rungsfonds aus dem Mai 1998, wonach die
Lücke zwischen dem offiziellen Wechselkurs
und dem freien Kurs im Jahresverlauf geschlos-
sen und das System multipler Wechselkurse ge-
gen Ende des Jahres abgeschafft werden sollte,
ist damit Makulatur geworden.
Real, das heißt bereinigt um Inflationsdiffe-
rentiale, ist der offizielle Wechselkurs zum Dol-
lar im ersten Halbjahr 1998 in etwa konstant ge-
blieben. Gemessen am freien Marktkurs hat der
weißrussische Rubel dagegen im zweiten Quar-16








USD, offiziell RUB, offiziell - - - USD, Markt
aBYR = weißrussischer Rubel, RUB = russischer Rubel, USD = US-Dollar.









tal 1998 sowohl gegenüber dem Dollar als auch
gegenüber dem russischen Rubel real stark
abgewertet (Schaubild 3). Allerdings wird das
Ausmaß der realen Abwertung überzeichnet, da
die ausgewiesene Inflationsrate in Belarus
aufgrund der Preiskontrollen nicht die tat-
sächliche Geldentwertung wiedergibt. Da der
überwiegende Teil des Außenhandels entweder
im Wege des reinen Tauschhandels abgewickelt
wird oder zu Kursen, die den freien Marktkur-
sen nahekommen, dürfte sich somit die preisli-
che Wettbewerbsfähigkeit weißrussischer Ex-
porteure zunächst verbessert haben.










aBerechnet auf Grundlage der Verbraucherpreisindizes.
Juni 1997= 100.
Quelle: Tacis (1998b); Rietumu Banka (1998); eigene Be-
rechnungen.
IX Außenwirtschaft
Die seit dem Jahr 1996 zu beobachtende Ver-
schlechterung der Zahlungsbilanzsituation setzte
sich im Jahre 1998 fort. Bereits im ersten Quar-
tal 1998 wies die Leistungsbilanz ein Defizit
auf, das nahezu 50 vH des gesamten Defizits
des Vorjahres ausmachte (Tabelle 13). Das De-
fizit stieg im ersten Quartal auf 11 vH des Brut-
toinlandsprodukts nach 6 vH für das Gesamt-
jahr 1997 und 9,5 vH für das erste Quartal
1997. Der Anstieg des Defizits ging nahezu
ausschließlich auf den Handel mit Nicht-GUS-
Staaten zurück. Stark steigenden Fertigwaren-
importen aus Nicht-GUS-Staaten standen meist
rückläufige Exporte in die meisten dieser Staa-
ten gegenüber.
8 Der Anteil Rußlands an den
weißrussischen Exporten erhöhte sich im ersten
Halbjahr 1998 auf knapp 70 vH (1997: 65 vH).
Jedoch konnte diese Umorientierung, die schon
im Jahre 1997 zu einem Überschuß im bilatera-
Im Falle Deutschlands erklärt sich beispielsweise der
Anstieg der Exporte nach Belarus vom ersten Halb-
jahr 1996 zum ersten Halbjahr 1997 nahezu vollstän-
dig durch die Zunahme der Fertigwarenexporte. Die-
ser Trend setzte sich im ersten Halbjahr 1998 fort.
Der Anteil dieser Produkte an der Ausfuhr der Bun-
desrepublik nach Belarus betrug 76 vH (Statistisches
Bundesamt lfd. Jgg.).17



























aIn Anlehnung an die Gliederung der
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weißrussischen Nationalbank. Handelsdaten für das Jahr 1996 enthalten
Mill. Dollar. Ebenfalls nicht enthalten im Jahre 1996 ist das Begleichen \
offenen Rechnungen für Lieferungen von Gazprom durch unverkaufte Produkte aus Belarus in
— bNetto. —
 c„-" = Zunahme der Nettoauslandsforderungen. -
Ausland.

















- dÄnderungen der Verbindlichkeiten gegenüber dem
Quelle: Tacis (1998b); Arbeitsunterlagen der Institute.
len Handel mit Rußland geführt hatte (Tabel-
le 14), nicht verhindern, daß sich die Handelsbi-
lanz insgesamt im ersten Halbjahr zunehmend
defizitär entwickelte.
9
Konkrete Angaben über die tatsächliche
Höhe des Leistungsbilanzdefizits sind nur be-
grenzt möglich, da erhebliche statistische Pro-
bleme bei der Erfassung und Quantifizierung,
grenzüberschreitender nichtfinanzieller Trans-
aktionen bestehen. So verdeckt der Tauschhan-
del mit Rußland, aber auch mit anderen GUS-




Schätzungen, denen offenbar der Marktkurs des weiß-
russischen Rubels zum Dollar zugrunde liegt, kom-
men zu einem Handelsbilanzdefizit für das erste
Halbjahr 1998 von 21 vH des BIP (Tacis 1998a).
Der Tauschhandel mit Rußland beläuft sich Schätzun-
gen zufolge auf etwa die Hälfte des Gesamthandels.
Soweit wie möglich werden die Export- bzw. Import-
zahlen um das geschätzte Ausmaß des Tauschhandels
Bisher hat Rußland durch verschiedene Maß-
nahmen wie Direktinvestitionen im Zusammen-
hang mit der Yamal-Erdgaspipeline, debt-equi-
ty-swaps und Handelskredite entscheidend zur
Finanzierung der Leistungsbilanzdefizite in Be-
larus beigetragen. Im Rahmen von Sonderver-
einbarungen wurden die ständig auflaufenden
Zahlungsforderungen für russische Erdgaslie-
ferungen meistens durch Güterlieferungen aus
Belarus abgegolten. Waren es im Jahre 1997
noch 177 Mill. Dollar (etwa ein Viertel der ins-
gesamt gelieferten Erdgasmenge in diesem Jahr),
so liefen schon in der ersten Jahreshälfte 1998
neue Forderungen in Höhe von etwa 130 Mill.
Dollar auf. Hinzu kamen nicht bezahlte Verbind-
korrigiert. Allerdings gehen Schätzungen über „Shuttle
trade", Transithandel oder Schmuggel nicht in die of-
fiziellen Zahlungsbilanzstatistiken ein, obwohl ihr
Umfang beträchtlich sein dürfte.18










































































































































































































































































































































Quelle: Eigene Berechnungen nach Arbeitsunterlagen der Institute.19
lichkeiten für Stromlieferungen aus Rußland
und Litauen. Im ersten Quartal 1998 wurden
nur noch 6 vH der Gaslieferungen bar bezahlt,
nachdem schon im Vorjahr der Anteil der Bar-
zahlungen statt der vereinbarten 30 vH (und
zeitweise geforderten 70 vH) nur 10 vH betra-
gen hatte. Im April 1998 einigte man sich mit
dem russischen Gasmonopolisten Gazprom dar-
auf, 200 Mill. Dollar an Zahlungsrückständen
in weißrussische Staatstitel umzuwandeln. Au-
ßerdem wurde das Leistungsbilanzdefizit im er-
sten Quartal 1998 durch weitere Abflüsse von
Devisenreserven finanziert. Ende Mai 1998
reichten die Bruttoreserven gerade noch aus, die
Einfuhr für zehn Tage zu decken.
Ohne weitere russische Unterstützung wird
sich die Zahlungsbilanzsituation in Zukunft
noch kritischer darstellen. Die Finanzkrise, die
im August 1998 in Rußland ausbrach, ver-
schärft die weißrussischen Zahlungsbilanzpro-
bleme. Aufgrund der prekären wirtschaftlichen
Situation in Rußland kann Belarus nur dann
weiterhin mit russischer Unterstützung rechnen,
wenn politische Überlegungen das ökonomi-
sche Kalkül dominieren.
Die Reaktion der wirtschaftspolitischen In-
stanzen in Belarus auf diese negativen Entwick-
lungen beschränkte sich bisher auf immer wei-
tergehende dirigistische Maßnahmen. Diese be-
treffen sowohl den Bereich der Wechselkurspo-
litik als auch Kapitalverkehrskontrollen und
Außenhandelsbeschränkungen. So wurde im
April 1998 ein Dekret erlassen, wonach die
Ein- und Ausfuhr bestimmter Konsumgüter nur
von ausgewählten staatlichen Institutionen vor-
genommen werden dürfen. Bei einer Zuwider-
handlung droht der Entzug der Handelslizenz.
1
1
Darüber hinaus setzte sich die Regierung ver-
stärkt dafür ein, daß die Unternehmen Vorlei-
stungen beziehungsweise Fertigwaren möglichst
nur im Inland kaufen.
1
2 Derartige Maßnahmen
werden allerdings nur bewirken, daß sich die
Wettbewerbsfähigkeit der einheimischen Pro-
duzenten auf internationalen Märkten weiter
verschlechtert und mögliche ausländische Inve-





Der Prozeß der Unternehmensprivatisierung hat
sich weiter verlangsamt. Im ersten Halbjahr
1998 waren nur noch 127 Unternehmen in die
Privatisierung einbezogen und damit weniger
als die Hälfte der Zahl in der entsprechenden
Vorjahresperiode. Privatisierungen fanden wie
bisher vor allem auf kommunaler Ebene statt
(Tabelle 15). Bei den von Beginn der Privatisie-
rung bis Mitte 1998 ganz oder teilweise ent-
staatlichten Unternehmen (insgesamt 2 815)
handelt es sich zu einem großen Teil um kleine-
re Betriebe aus dem Handels- und Dienstlei-
stungssektor. Trotzdem sind in diesen Berei-
chen noch immer rund 40 vH der Betriebe in
staatlichem Eigentum (Belorusskij rynok Nr. 34
aus 1998: 15). Die sogenannte kleine Privatisie-
rung wird daher voraussichtlich nicht wie ge-
plant Mitte 1999 abgeschlossen werden. Nur et-
wa 12,5 vH der bislang teilentstaatlichten Un-
ternehmen sind Industriebetriebe.
Ein im März 1998 erlassenes Präsidialdekret
zur Privatisierung sollte nach offizieller Verlaut-
barung die Privatisierung beschleunigen (So-
branie dekretov 1998: 90 ff.). Allerdings wurde
am bisherigen Privatisierungsablauf wenig ver-
ändert, so daß eine Beschleunigung auch künf-
tig kaum zu erwarten ist. Die Privatisierung
eines Betriebes wird wie bislang grundsätzlich
dezentral auf Vorschlag der Belegschaft einge-
leitet. Bei Unstimmigkeiten zwischen Beleg-
schaften und staatlichen Organen können große
Unternehmen auch auf Beschluß des Präsiden-
ten (bei mehr als 4 000 Beschäftigten), des Mi-
Stoßrichtung dieser Maßnahme war es, Exporte nach
Rußland zu verhindern, um den Gütermangel auf dem
weißrussischen Konsumgütermarkt zu mindern.
1 Um diese Politik der Importsubstitution durchzuset-
zen, wurden insgesamt 40 Präsidialdekrete und -reso-
lutionen, 12 Resolutionen des Ministerrats und 17
Anweisungen des Premierministers verabschiedet.
3 Die Volkswagen AG gab zum Beispiel ihre Intention
auf, über ihre Tochterfirma Skoda in Belarus zu inve-
stieren. McDonald's wurde im August aufgefordert,
den Bedarf an Lebensmitteln in Belarus zu decken.
Bisher wurde allerdings von einer effektiven Anwen-
dung dieser Maßnahme abgesehen. Bis dahin hatte
McDonald's monatlich Waren in Höhe von etwa 0,5
Mill. Dollar aus Rußland bzw. Polen importiert.20
Tabelle 15: Umgewandelte und privatisierte Unternehmen 1991-1998 (Anzahl)
Privatisierte und umgewandelte Unternehmen
insgesamt
Privatisiert durch:
Verkauf verpachteten Eigentums an Pächter




Privatisiert und umgewandelt wurden:
Republikseigentum
Privatisiert durch:
Verkauf verpachteten Eigentums an Pächter
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Quelle: Belorusskij rynok Nr. 31 aus 1996: 14, Nr. 5 aus 1997: 7, Nr. 29 aus 1997: 21 sowie Arbeitsunterlagen der Institute.
nisterrats (2 000 bis 4 000 Beschäftigte) oder
des Privatisierungsministeriums (bis zu 2 000
Beschäftigte) privatisiert werden. Damit ver-
bleiben bei der Privatisierung größerer Unter-
nehmen wichtige Entscheidungsbefugnisse bei
zentralen Organen. Neu ist, daß die Privatisie-
rung grundsätzlich nicht unentgeltlich vorge-
nommen werden soll. Während der offiziell
noch laufenden Voucherprivatisierung können
Aktien aber auch noch gegen Schecks getauscht
werden.
1
4 Allerdings kommt die Voucherpriva-
tisierung unter anderem aufgrund eines zu ge-
ringen Angebots an Aktien nicht voran. Die
breite Bevölkerung und die Belegschaften, de-
nen Vorzugskonditionen eingeräumt werden,
haben damit kaum Gelegenheit, unentgeltlich
Aktien zu erhalten. Hinzu kommt, daß im Un-
terschied zu den noch bis 1996 verabschiedeten
Privatisierungsprogrammen das Dekret keine
konkreten Zielvorgaben enthält. Angesichts des
fehlenden politischen Willens ist kein Impuls
für die Privatisierung zu erwarten.
Die bislang erfolgte Privatisierung hat ange-
sichts der zunehmenden staatlichen Eingriffe
immer weniger Bedeutung für die Entschei-
dungsfreiheit und die Leistungsanreize von Un-
ternehmen und ist somit rein formaler Natur.
Zum 1. Januar 1998 war per Präsidialdekret die
Möglichkeit eröffnet worden, in Kapitalgesell-
schaften eine „goldene Aktie" einzuführen, die
dem Staat in wichtigen Unternehmensentschei-
dungen auch von bereits mehrheitlich privati-
sierten Betrieben ein Vetorecht verleiht.
1
5 Nach-
dem das Parlament (Oberhaus) im Februar 1998
der Einführung des Vetorechts zugestimmt hat-
te, lehnte die Repräsentantenkammer (Unter-
haus) im Mai unter dem Hinweis, die goldene
Aktie behindere die Reformen, die vorgeschla-
genen Änderungen und Ergänzungen im Gesetz
„Über die Aktiengesellschaften" ab. Die Kam-
mer forderte, daß der Entwurf unter anderem
hinsichtlich der Modalitäten der Einführung
und in bezug auf die Gültigkeitsdauer der gol-
denen Aktie zu präzisieren sei (Belorusskaja
Vgl. zum Konzept der Voucherprivatisierung DIW et
al. (1994).
1
5 Vgl. DIW et al. (1998) zur „goldenen Aktie".21
delovaja gazeta vom 18. Mai 1998: 2). Aller-
dings bleibt das Dekret in der vorliegenden Fas-
sung auch ohne die vorgesehene Gesetzesände-
rung gültig. Derzeit wird für vier Unternehmen
die Einführung der goldenen Aktie erwogen.
Der gesamte Vorgang ist ein Hinweis darauf,
daß staatliche Organe ohne volle parlamentari-
sche Zustimmung versuchen, die Rolle des
Staates in der Wirtschaft zu erhalten bzw. sogar
zu erhöhen.
Veränderungen im Bereich der Bodengesetz-
gebung, die bereits mit Wirkung zum 1. Januar




nen, auch ausländischen Unternehmen, ist der
Erwerb von Boden unter der Bedingung erlaubt,
daß sie zugehörige privatisierte Produktionsan-
lagen betreiben oder Investitionsprojekte, die
im Interesse der Republik liegen, verwirklichen
wollen. Über den Verkauf an juristische Per-
sonen entscheiden staatliche Organe. Eine Wei-
terveräußerung ist nur möglich, wenn die ur-
sprüngliche Nutzung beibehalten wird. Ein
freier Bodenmarkt wird durch das Gesetz also
nicht geschaffen. Auch bleibt abzuwarten, ob
die neuen Möglichkeiten in der Praxis über-
haupt ausgeschöpft werden und die veränderte
Bodengesetzgebung tatsächlich einen Reform-
fortschritt darstellt.
Auf inflationäre Tendenzen wurde in der
Vergangenheit verstärkt mit. Erlassen und Ver-
ordnungen zur Preisbildung reagiert.
1
7 Die
vorgesehenen Eingriffe in die Preisbildung
konnten jedoch nur unzureichend durchgesetzt
werden; immerhin unterlag nach letzten Infor-
mationen etwa ein Drittel der Konsumausgaben
den Preiskontrollen. Die Preisadministrierungen
bei Gütern des Grundbedarfs führten zur Ent-
stehung von Schwarzmärkten, zu illegalen Ex-
porten und zu einem Mangel an wichtigen
Grundnahrungsmitteln im legalen Handel. In
einigen Städten wurden Grundnahrungsmittel
bereits rationiert. Statt marktwirtschaftliche Re-
Vgl. dazu Belorusskaja delovaja gazeta (1998b) und
Vedomosti Verchovnogo Soveta Respubliki Belarus'
(1997).
1
7 Im Frühjahr 1998 war z.B. der maximal erlaubte Auf-
schlag im Großhandel auf 20 vH (zuvor: 25 vH) und
im Einzelhandel auf 30 vH (zuvor: 40 vH) gesenkt
worden (Belorusskaja delovaja gazeta 1998a).
formen anzugehen, wurde ein Gesetzentwurf
mit zahlreichen Elementen administrativer
Preisbildung vorgelegt. So unterscheidet der
Entwurf neben „freien" Preisen auch Katego-
rien wie „regulierte", „fixierte" sowie Höchst-
und Mindestpreise. Juristischen Personen wird
nur dann die Möglichkeit zur freien Preisgestal-
tung eingeräumt, wenn keine Vorschriften zur
Preisbildung bestehen. Dies bedeutet einen wei-
teren Rückschritt zur planwirtschaftlichen Preis-
bildung.
XI Zusammenfassung
Die Republik Belarus ist eine kleine Volkswirt-
schaft, die geographisch im Zentrum Osteuro-
pas liegt. Es sollte daher im ureigensten Interes-
se des Landes liegen, sich in die Weltwirtschaft
zu integrieren. Belarus geht jedoch nicht nur
politisch, sondern auch wirtschaftlich einen aus-
geprägten Sonderweg. Die bisherigen Ergeb-
nisse und die weiteren Aussichten dieses wirt-
schaftlichen Sonderwegs werden von den ver-
antwortlichen Autoritäten des Landes ausge-
sprochen positiv bewertet. Im Gegensatz dazu
üben externe Beobachter praktisch ohne Aus-
nahme herbe Kritik. Warnungen, dieser Kurs
führe unweigerlich in die Sackgasse und könne
keineswegs als Basis für ein nachhaltiges
Wachstum dienen, finden bislang in den offi-
ziellen Statistiken keinen Beleg. Vielmehr prä-
gen Erfolgsmeldungen das Bild.
Im ersten Halbjahr 1998 stieg das offiziell
ausgewiesene Bruttoinlandsprodukt um mehr
als 12 vH an. Getragen wurde das Wachstum
von der Bauwirtschaft, der Industrie und dem
Transportwesen. Sehr hohen Zuwachsraten bei
Investitionen, Einzelhandelsumsatz und Staats-
verbrauch stand jedoch ein ausuferndes Außen-
handelsdefizit gegenüber. Die gemessenen Real-
einkommen nahmen um 21 vH zu, die regi-
strierte Arbeitslosigkeit ging zurück. Das offi-
zielle Haushaltsdefizit lag bei nur 1,4 vH des
BIP, die gemessene Inflation erreichte trotz
starker Geldmengenausweitung rund 50 vH per
annum.22
Allerdings können diese Entwicklungen nur
auf den ersten Blick beeindrucken. Die gemel-
deten Ergebnisse werden durch immer weiter
um sich greifende administrative Eingriffe in
die Wirtschaftsabläufe erkauft. Diese erschwe-
ren eine Bewertung der tatsächlichen Lage und
beeinträchtigen die zukünftige Entwicklung.
Mehrere Faktoren sind hierfür verantwortlich:
Erstens sind die gemeldeten Wachstumser-
folge zu einem großen Teil Ergebnis gelenkter
Kredite, die zu stark negativen Realzinsen an
die Wirtschaft vergeben wurden. Die gelenkten
Kredite und die damit einhergehende Geldemis-
sion haben zu einem erheblichen Inflations-
druck geführt, der nur sehr unvollständig in der
offiziell ausgewiesenen Inflationsrate zum Aus-
druck kommt. Panikkäufe und Rationierungen
sind hierfür die bekannten Indikatoren. Vor die-
sem Hintergrund müssen sowohl das ausgewie-
sene Wirtschaftswachstum als auch die Zunah-
me der realen Einkommen relativiert werden, da
sie auf Grundlage der offiziellen Inflationsrate
berechnet wurden. Zudem führt die Instrumen-
talisierung der Geldpolitik für allgemeine wirt-
schaftliche Ziele dazu, daß die offiziellen Zah-
len zum Staatshaushalt Makulatur geworden
sind. Die quasi-fiskalischen Aktivitäten der Zen-
tralbank greifen immer weiter um sich. Durch
diese Politik hat das Bankensystem seine Eigen-
ständigkeit verloren und ist in seiner Entwick-
lung auf Dauer beeinträchtigt.
Zweitens befindet sich Belarus zwar in einer
prekären außenwirtschaftlichen Lage, gleich-
wohl reagieren die wirtschaftspolitischen Ent-
scheidungsträger aber nicht durch eine Kurskor-
rektur, sondern greifen zu weiteren administra-
tiven Maßnahmen. Als Reaktion auf die sich
häufenden Währungskrisen werden Kontroll-
maßnahmen auf immer weitere Bereiche der
Wirtschaft ausgedehnt. Unmittelbarer Auslöser
der Krisen war ein überbewerteter Wechselkurs.
Die Zentralbank hält gleichwohl an einem Sy-
stem multipler Wechselkurse fest, die deutlich
von dem freien Marktkurs abweichen. Durch
Barterhandel, vor allem mit Rußland, kann zwar
de facto eine Abwertung des belarussischen Ru-
bels erreicht werden, eine auf diesem Wege er-
zielte Abwertung ist jedoch mit hohen Kosten
verbunden. Das Defizit in der Leistungsbilanz
lag gemessen am offiziellen Wechselkurs bei
mehr als 10 vH des BIP. Da Belarus vom inter-
nationalen Kapitalmarkt isoliert ist, konnte die-
ses Defizit nur durch russische Hilfe finanziert
werden. Diese Unterstützung nahm verschie-
denste Formen wie Handelskredite für Energie-
lieferungen an. Aufgrund der extremen Abhän-
gigkeit der Republik Belarus von der Finanzie-
rung durch Rußland ist damit zu rechnen, daß
die dortige Wirtschafts- und Währungskrise dra-
stische Folgen für Belarus haben wird. Bereits
in der Vergangenheit hat Rußland immer wie-
der versucht, härtere Konditionen im Außen-
handel durchzusetzen. Aufgrund der desolaten
Finanzlage in Rußland selbst kann Belarus nur
dann weiter auf Unterstützung bauen, wenn
ökonomische durch politische Erwägungen do-
miniert werden.
Drittens kommen Modernisierung und Neu-
aufbau des zunehmend maroden Kapitalstocks
nicht voran. Die Industrie greift daher im we-
sentlichen auf bestehende Kapazitäten zurück,
und das Wachstum der Produktion wird sich in
absehbarer Zeit auch aus diesem Grund er-
schöpfen müssen.
Aufgrund der krisenhaften Entwicklungen
des laufenden Jahres wird es zu einer deutlichen
Abschwächung des Wachstums kommen, so
daß das BIP im Gesamtjahr 1998 bestenfalls um
5 vH zunehmen wird. Im kommenden Jahr wer-
den nicht nur die Auswirkungen der Krise voll
zum Tragen kommen, sondern auch die Gren-
zen der bestehenden Kapazitäten erreicht wer-
den. Mehr als eine Stagnation des BIP ist nicht
zu erwarten. Die Inflation wird in beiden Jahren
im dreistelligen Bereich liegen, wobei Preiskon-
trollen wiederum dazu verwendet werden dürf-
ten, das wahre Bild der Preisentwicklung zu be-
schönigen. Zudem ist das Risiko eines plötzli-
chen wirtschaftlichen Kollaps gestiegen. Diesen
versucht die Regierung durch weiter verschärfte
administrative Eingriffe noch abzuwenden. Die
diesen Prozessen eigene Dynamik führt zurück
zur Planwirtschaft.23
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